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12 Zeitspiegel I AHV-Debatte

Solidarität soll gestärkt werden
Wie kann die Altersvorsorge langfristig gesichert werden? Um diese Frage drehen sich

die aktuellen Diskussionen über die AHV. Auch die katholische Kirche meldet sich mit Vorschlägen zu Wort.

Von Kurt Seifert

IVor bald fünf Jahren, im Mai 2004, schick-
te das Volk eine erste Fassung der 11.

AHV-Revision bachab: Eine Erhöhung des

Frauenrentenalters auf 65 Jahre, ohne gleich-
zeitige soziale Abfederung für Menschen mit
kleinen Einkommen, die vorzeitig aus dem Ar-
beitsleben aussteigen wollen oder müssen,
kam für die Mehrheit nicht in Frage.

Seither haben Bundesrat und Parlament an
einer veränderten Fassung gearbeitet - bislang
ohne konkrete Ergebnisse. Mit der Abstimmung
vom November 2008, bei der die Gewerk-
schaftsinitiative für ein flexibles Pensionie-

rungsalter ab 62 Jahren, ohne Rentenabzüge
für jene, die nicht Grossverdiener sind, deutlich

abgelehnt wurde, scheint die Flexibilisierungs-
frage vorerst vom Tisch zu sein. Damit bleibt
allerdings auch die Ungerechtigkeit, dass sich
Personen mit gut dotierter beruflicher Vorsorge

vorzeitig pensionieren lassen, während die
meisten älteren Arbeitnehmenden mit kleinen
oder durchschnittlichen Einkommen von Früh-

Pensionierung nur träumen können.
Während die Politik «Wege aus der Sackgas-

se» sucht, wie die NZZ schrieb, hat sich die
Schweizerische Nationalkommission Justitia
et Pax (Gerechtigkeit und Frieden), das Be-

ratungsorgan der katholischen Schweizer Bi-
schöfe für soziale, politische und Wirtschaft-
liehe Fragen, an einen neuen Entwurf gewagt.
Unter dem Titel «Brennpunkt Altersvorsorge.
Gerechtigkeit angesichts demografischer He-

rausforderungen» hat sie eine Studie mit lö-

sungsorientierten Anregungen veröffentlicht.
Im Zentrum der Überlegungen von Justitia

et Pax steht das Postulat der Bundesverfas-

sung, das eine die Existenz im Alter sichernde
erste Säule fordert. Diese Grundsicherung sei

zu stärken, etwa durch eine Anhebung der Mi-
nimalrente. Alle Massnahmen seien unbedingt
zu vermeiden, die zu einem Abbau der Leis-

tungen der AHV führen. Die Autoren Béatrice
Bowald und Wolfgang Bürgstein nennen als

Beispiel die vorgeschlagene Aufhebung des

Mischindexes, falls der AHV-Fonds unter eine
bestimmte Marke fallen sollte. Dies würde vor
allem jene treffen, die hauptsächlich von der
ersten Säule leben müssen.

Um die Zukunft unserer

Sozialversicherungen

zu sichern, müssen Jung

und Alt gemeinsam

am gleichen Strick ziehen.

Die Sicherung der Altersvorsorge ist nicht
gratis zu haben - das weiss auch Justitia et Pax.

Die Kommission hat sich intensiv mit Vorschlä-

gen zu einer nachhaltigen Finanzierung der

Altersvorsorge befasst. Entscheidend dafür sei

die Produktivität der Volkswirtschaft, die unter
entsprechenden Bedingungen auch eine zu-
nehmende Zahl von nicht mehr berufstätigen
Menschen im Alter verkraften könne. Das

notwendige Wirtschaftswachstum müsse aller-

dings sozial und ökologisch verträglich sein.

Eine mögliche Einnahmequelle für die AHV
sieht die Kommission Justitia et Pax in der Ein-

führung einer zweckgebundenen nationalen
Erbschaftssteuer. Heute seien gerade die Ver-

mögen im Alter sehr ungleich verteilt, argu-
mentiert die Studie. Eine solche Erbschaftssteu-

er (mit hohen Freibeträgen zur Entlastung
kleiner beziehungsweise zu einer sehr begrenz-
ten Belastung mittlerer Vermögen) könne als

«Solidarbeitrag» jener betrachtet werden, die

solche Erbschaften machen und meist selbst

schon im Rentenalter sind. Die Autoren sind
sich der politischen Brisanz ihrer Empfehlung
bewusst - und hoffen auf eine breite Debatte.

Kurt Seifert leitet bei Pro Senectute Schweiz den Bereich

«Politik und Gesellschaft».
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